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Schriftliche Erklärung zu der Annahme eines Gesetzes, mit dem die Leugnung des „Völkermords an den Armeniern im Jahre 1915" unter Strafe gestellt wird, durch die Französische Nationalversammlung
Das Europäische Parlament,

–
unter Hinweis auf das am 12. Oktober 2006 von der Französischen Nationalversammlung verabschiedete Gesetz, das den Titel „Anerkennung des Völkermords an den Armeniern im Jahre 1915“ trägt,

–
unter Hinweis darauf, dass der Rat am 3. Oktober 2005 einen Rahmen für Verhandlungen mit der Türkei über ihren Beitritt zur EU gebilligt hat,

–
unter Hinweis auf seine Entschließung vom 27. September 2006 zu den Fortschritten der Türkei auf dem Weg zum Beitritt,

–
unter Hinweis auf Artikel 10 der Europäischen Menschenrechtskonvention,

–
unter Hinweis auf Artikel 11 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union,
–
gestützt auf Artikel 116 seiner Geschäftsordnung,

A.
unter Hinweis darauf, dass das Europäische Parlament nicht der Ansicht ist, dass die Anerkennung des „Völkermords an den Armeniern im Jahre 1915“ durch die Türkei eine Vorbedingung für die Mitgliedschaft in der EU sein sollte,
1.
bedauert den Beschluss der Französischen Nationalversammlung, ein Gesetz zu verabschieden, mit dem die Leugnung des „Völkermords an den Armeniern von 1915“ unter Strafe gestellt wird,
2.
glaubt, dass ein solches Gesetz dem universalen Grundrecht auf freie Meinungsäußerung, das aus den Grundsätzen der französischen Aufklärung erwächst, widersprechen würde,

3.
befürchtet, dass dieses Vorgehen in keiner Weise hilfreich für diejenigen in der Türkei ist, die sich für die Gewährleistung der uneingeschränkten Achtung der Meinungs- und Ausdrucksfreiheit engagieren, zu einem Zeitpunkt, an dem die EU ihre Beziehungen zur Türkei vertiefen und einen offeneren und ehrlichen Dialog ermutigen sollte;

4.
glaubt nicht, dass diese Initiative dazu geeignet ist, die Beziehungen zwischen der Türkei und Armenien zu verbessern;

5.
äußert sein Bedauern darüber, dass dieses Gesetz einen gefährlichen Präzedenzfall schaffen würde, indem die Leugnung eines Ereignisses unter Strafe gestellt wird, das nicht von allen beteiligten Akteuren offiziell anerkannt worden ist;

6.
fordert den französischen Senat auf, den Gesetzentwurf abzulehnen;
7.
beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung mit den Namen der Unterzeichner dem Europäischen Rat, der Europäischen Kommission, der Französischen Nationalversammlung und der französischen Regierung zu übermitteln.
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